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Lust auf Deutschland 


Immer mehr Politiker kommen 
zu der Überzeugung, daß nur 
mit nationalem Selbstbewußt- 
sein die Krise in Deutschland 
zu bewältigen sei. Eine späte 
Erkenntnis, denn eine junge 
Generation hat sie schon 
längst überholt und die Nation 
für sich wiederentdeckt. 


Zum Beispiel Eva Gronbach, 
32, Modeschöpferin. 


Mit ihrer international aner- 
kannten Kollektion »Liebeser- 
klärung an Deutschland« will 
sie ihrer »Heimat die verlore- 
ne Ehre wiedergeben«. Die 
junge Kölnerin steht damit nicht 
allein. Nicht grölende Asoziale 
formen einen neuen jungen 
Patriotismus, sondern eine 
neue, weltoffene Generation, 
die sich nicht länger hinter den 
historischen wie kulturellen 
Gleichgültigkeiten dieser Re- 
publik verstecken will. 


Glückauf Deutschland! 
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Zum Jahr 2007: 


Keine Angst vor der 


deutschen Nation 


Ist neuer Patriotismus angebracht? 


27% 


n-tv Umfrage zur Fußball-WM 2006 


Deutsche fordern mehr Patriotismus 


Boris Becker, Michael Schumacher 
oder der verstorbene Karl-Friedrich 
Flick sind ins Ausland gezogen, um 
Steuern zu sparen. Einer Umfrage 
zufolge halten zwei von drei Deut- 
schen solch eine Haltung für ver- 
werflich. 


Die Deutschen fordern von den Su- 
perreichen des Landes mehr Pa- 
triotismus. Das ist das Ergebnis 
einer repräsentativen Umfrage des 
Instituts » TNS Emnid« für die Zeit- 
schrift »manager-magazin«. Dem- 
nach sind 73 Prozent der Befrag- 
ten der Meinung, die sehr Wohlha- 
benden sollten »verstärkt öffentli- 
chem Druck ausgesetzt werden, 
mehr Geld hierzulande zu investie- 
ren oder zu spenden«. 68 Prozent 
der Deutschen halten es für »ver- 


werflich«, wenn Reiche ins Ausland 
ziehen, um Steuern zu sparen, und 
fordern: »Gerade wer viel Geld hat, 
sollte sich dieser Gesellschaft ge- 
genüber solidarisch verhalten«. 


Quellen: 
n-tv.de, 14.12.2006 
manager-magazin, 10.10.2006 


AUS DEM INHALT: 


[] Keine Angst vor 
Deutschland S.2 


[] Mut zur Erneuerung 
Freiheit der Geschichte S.3 


[] Abschaffung 
des $ 130 StGB S.9 


S. 11 


[] Globalisierung 
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Das offene Wort 


Nationale 
Identität 


»Der britische Sozialist George 
Orwell bezeichnete linke und 
liberale Intellektuelle vor 60 
Jahren als unfähig, jene In- 
stinkte zu verstehen, die Ge- 
schichte formten, wozu allem 
voran das Verlangen nach na- 
tionaler Identität gehöre. Die 
Weltmeisterschaft hat dieses 
Gefühl nicht geschaffen, sie 
dient lediglich als Ventil dafür. 
Was wir in Deutschland erle- 
ben, ist ein Stück Normalisie- 
rung. Wir gehen entkrampfter 
und weniger neurotisch mit 
nationalen Symbolen und Pa- 
triotismus um. 


Man kann dies als späte, aber 
willkommene Antwort auf jene 
Stimmen begreifen, die nach 
dem Fall der Mauer >Nie wie- 
der Deutschland: skandierten 
und sich mit Macht gegen die 
Wiederherstellung nationaler 
Einheit stemmten. Wobei die- 
se Haltung eng verbunden war 
mit der Ansicht, die Deutschen 
seien mental instabil, wenn 
nicht spezifisch anfällig für das 
Böse. 


Es ist erfreulich, daß ausländi- 
sche Beobachter angesichts 
der patriotischen Gefühle der 
Deutschen nicht von Panik 
überfallen werden. Dabei ha- 
ben gerade britische Intellektu- 
elle, ob links oder rechts ge- 
strickt, nach der Wiederverei- 
nigung mißtrauisch Ausschau 
gehalten nach Anzeichen für 
eine Wiederkehr dunkler, gar- 
stiger Regungen in Mitteleuro- 
pa.« 

Jürgen Krönig in »Zeit-online«. 
Jürgen Krönig ist Korrespon- 


dent der Wochenzeitung »Die 
Zeit« und lebt in England. 


Quelle: »Zeit-online«, 19.5.2006 
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Keine Angst vor Deutschland 


Die Zeitschrift »Focus« wartete im 
Juli 2006 mit der Überschrift auf: 
»Die Welt findet Deutschland 
gut«.” Lim Dae Keun vom 
südkoreanischen Sender MBC 
wunderte es, daß die Deutschen 
die Schönheit ihres Landes erst 
während der Fußball-WM wahrzu- 
nehmen scheinen. Er fragte: »War- 
um wollt ihr nicht glauben, wie 
schön euer Land ist?«? 


Ebenfalls zur Zeit der Fußball-WM 
äußerte sich Simon Meier von der 
Genfer Zeitung »Le Temps«: 
»Wenn sich Patriotismus so 
äußert, ist das doch wunder- 
bar!«2 


Auch in der Auslandspresse wur- 
de Deutschland gefeiert. Überra- 
schend urteilte »El Universal« aus 
Mexiko: »Deutschland hüllt sich mit 
einer Begeisterung in Schwarz-Rot- 
Gold, wie man es seit Kriegsende 
nicht erlebt hat. Die kollektive Buße 
währte 61 Jahre. Der Zauber des 
Fußballs setzte ihr ein Ende.«® 


Diese Errungenschaften sollten wir 
nicht grölenden Asozialen mit 
Baseballschlägern überlassen, die 
durch ihr Auftreten und durch ihre 
»Argumentation« jede politisch na- 
tionale Opposition auf die Schlacht- 
bank führen. Andererseits aber 
auch nicht jenen ewiggestrigen 
Kommunisten und Sozialisten in ih- 
rem schmierigen Sozialarbeiterout- 
fit, die noch vor Jahren »Deutsch- 
land verrecke« riefen und die Ver- 
einigung zweier deutscher Teil- 
staaten als Super-GAU bezeichne- 
ten. 


Die Normalisierung in Deutschland 
voranzutreiben ist schon lange 
überfällig. Patriotismus und Natio- 
nalismus sind Heimatliebe. Heimat 
gibt Auskunft darüber, woher ein 
Mensch stammt und was ihn ge- 
prägt hat. Es ist ein Bekenntnis zu 
Einstellungen, Regeln und Tugen- 
den, die die Einwohner eines Lan- 
des prägen, zu ihrer Leitkultur wer- 
den und es wert sind, von Genera- 
tion zu Generation weitergegeben 
zu werden. Heimat ist ein Grund- 
stein, auf dem ein Leben aufbaut 


und Bestand hat. Heimat wird zum 
Bezugspunkt für Maßstäbe, die uns 
ein ganzes Leben lang begleiten. 
Patriotismus und Nationalismus 
sind nichts anderes, als das Inter- 
esse am Wohl seiner Heimat und 
an diesem mitwirken zu wollen. 


Die wachsende Erkenntnis, daß 
eine Regierung nicht alle Probleme 
des Volkes lösen kann, läßt uns 
eine Renaissance des Patriotismus 
erfahren. Der Dozent Dr. Volker 
Kronenberg von der Universität 
Bonn brachte dies deutlich zum 
Ausdruck: »Patriotismus bedeutet 
nicht zuletzt, daß der Einzelne für 
die Gesellschaft einen Beitrag lei- 
stet, unabhängig davon, was ervon 
ihr zurück bekommt.«® 


Patriotismus und Nationalismus 
dürfen nicht zum Überbleibsel der 
Geschichte verkommen, sondern 
sollten als Triebkraft genutzt wer- 
den, seine Heimat stetig und gewis- 
senhaft zu verbessern, wobei die 
Tugenden wie Fleiß und Zuverläs- 
sigkeit dabei helfen können, einer 
in die Knie gegangenen Wirtschaft 
wieder auf die Beine zu helfen. 
Werner Symanek 


1) Focus, 23.7.2006 

2) Braunschweiger Zeitung, 1.7.2006 
3) Hamburger Abendblatt , 6.7.2006 
4.) www.uni-bonn.de, 
Presseinformation 328 /2005 


Zum Thema 


»Deutschland braucht einen 
neuen Patriotismus. Denn nur 
wer sein Land liebt, kann sich 
für die gesellschaftlichen und 
politischen Entwicklungen in 
ihm verantwortlich fühlen. Nur 
wer sein Land bejaht, sich mit 
seiner Nation und ihrer Ge- 
schichte identifiziert, wird sich 
einmischen. Diese Partition ist 
heute mehr denn je gefragt.« 


Charlotte Knobloch, seit 2006 Prä- 
sidentin des Zentralrats der Juden 
in Deutschland 


Deutschlandfunk, 2.10.2006 


NATIONALE IDENTITÄT 
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Frankreich: 


Mut zur Erneuerung - 
Freiheit der Geschichte 


Mit Zwang zu einer politischen Mo- 
notonie wollen bestimmte Kreise in 
Politik, Medien und Wirtschaft po- 
litische Tabuzonen errichten, über 
welche man nicht diskutieren darf. 


»Nur wer sein Land bejaht, sich 
mit seiner Nation und ihrer Ge- 
schichte identifiziert, wird sich 
einmischen.« 


So Charlotte Knobloch, Präsiden- 
tin des Zentralrats der Juden in 
Deutschland. 


Richtig, Frau Knobloch! Und um 
sich mit seiner Geschichte identifi- 
zieren zu können, muß man sie 
kennen dürfen. Die Liste der Ge- 
setze, die - nicht nur in der BRD - 
eine freie und restlose Aufarbeitung 
der Geschichte behindern, wird län- 
ger, aber der Widerstand gegen 
eine solche Umerziehung wächst 
zunehmend. Nachfolgend eine Ak- 
tion namhafter Historiker und Aka- 
demiker aus Frankreich, die sich 
einem solchen Diktat widersetzen. 


Bezugnehmend auf die Erklärung 
des französischen Präsidenten 
Jacque Chirac, daß die Geschichte 
keine Angelegenheit des Staates 
und der Gesetze, sondern der 
Historiker sei, forderten 19 
Historiker am 13. Dezember 2005 
die Rücknahme aller Gesetze, die 
die Geschichte zu schreiben bean- 
spruchen.” 


»Bewegt durch die immer häufige- 
ren politischen Interventionen in der 
Beurteilung geschichtlicher Ereig- 
nisse und durch die gerichtlichen 
Verfahren betreffend Historiker und 
Denker, wollen wir an die folgen- 
den Grundsätze erinnern: 


Die Geschichte ist keine Religion. 
Der Historiker akzeptiert kein Dog- 


ma, respektiert kein Verbot und 
kennt keine Tabus. Das kann stö- 
rend sein. 


Die Geschichte ist nicht die Moral. 
Der Historiker erklärt, daß er nicht 
die Rolle hat, zu begeistern oder zu 
verurteilen. 


Der Geschichte ist nicht der Skla- 
ve des Zeitgeistes. Der Historiker 
überlagert nicht die Vergangenheit 
mit den heutigen ideologischen Be- 
griffen und fügt keine jetzigen Emp- 
findsamkeiten in die Ereignisse der 
Vergangenheit ein. 


Die Geschichte kann nicht die Auf- 
gabe des Gedenkens wahrneh- 
men. Der Historiker sammelt bei 
seiner wissenschaftlichen Arbeit die 
Erinnerungen von Menschen, er 
vergleicht sie und stellt sie den Do- 
kumenten, den Gegenständen und 
ihren Spuren gegenüber und stellt 
die Tatsachen fest. Die Geschich- 
te berücksichtigt Erinnerungen, 
aber sie beschränkt sich nicht dar- 
auf. 


Die Geschichte ist kein Rechts- 
gegenstand. In einem freien Staat 
obliegt es weder dem Parlament 
noch der gerichtlichen Autorität, die 
historische Wahrheit zu definieren. 


Die Vorgehensweise des Staates 
ist, selbst wenn sie von den besten 
Absichten beseelt ist, nicht die Vor- 
gehensweise der Geschichtswis- 
senschaft. [Hier folgt eine Aufzäh- 
lung der französischen Gesetze, 
die eine freie Geschichtsforschung 
verhindern]. Wir verlangen die Ab- 
schaffung dieser eines demokrati- 
schen Regimes unwürdigen ge- 
setzgebenden Bestimmungen. 


Die Unterzeichner: Jean-Pierre 
Azema, Elisabeth Badinter, Jean- 
Jacques Becker, Francoise 
Chandernagor, Alain Decaux, Marc 
Ferro, Jacques Julliard, Jean 
Leclant, Pierre Milza, Pierre Nora, 
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Schweiz: 
Mut zur Erneuerung 


Die Leugnung eines Völker- 
mordes sollte nach Ansicht des 
Schweizer Justizministers 
Christoph Blocher nicht unter 
Strafe stehen. 


»Die Meinungsäußerungs- 
freiheit sei höher zu gewich- 
ten als die Befindlichkeit ei- 
ner ethnischen Gruppe.« 


Er habe damit seinen Unmut 
darüber geäußert, daß ein 
Schweizer Gesetz die Mei- 
nungsäußerungsfreiheit be- 
schneide. Eine Arbeitsgruppe 
im Schweizer Justiz- und 
Polizeidepartement (EJPD) soll 
nun Vorschläge zur Abschwä- 
chung von Artikel 261 des 
Strafgesetzbuchs machen. Im 
Vordergrund stehe nicht die 
Abschaffung der vom Volk 
1994 gutgeheißenen Straf- 
norm, sagte Blocher. Ihm 
schwebt vielmehr vor, nur den 
Tatbestand der Genozid-Leug- 
nung zu streichen. Dieser be- 
einträchtige die Beziehungen 
zu anderen Staaten und 
schränke die Meinungs- 
äußerunggsfreiheit ein. Chri- 
stoph Blocher wörtlich: 


»Ich will nicht, daß in der 
Schweiz eine Meinung nicht 
geäußert werden darf, nur 
weil sie jemandem nicht 
paßt.« 


Zu Wort gemeldet hat sich am 
Freitag auch die Partei SVP. In 
einer Pressemitteilung fordert 
sie die Streichung oder zumin- 
dest die Abschwächung der 
Strafnorm, argumentiert dabei 
aber anders als ihr Bundesrat. 
Die Strafnorm sei ein »Maul- 
korbgesetz gegen den kleinen 
Mann«, der sich zum Beispiel an 
Elternabenden nicht mehr frei 
über ausländische Mitschüler 
seiner Kinder zu äußern wage. 


Quelle: 
NZZ-Online, 4. 12.2006 


MUT ZUR ERNEUERUNG 


UN 1/2007 • Seite 4 


Mona Ozouf, Jean-Claude Perrot, 
Antoine Prost, René Rémond, 
Maurice Vaisse, Jean-Pierre Ver- 
nant, Paul Veyne, Pierre Vidal- 
Naquet und Michel Winock«? 


Wer hinter diesen Unterzeichnern 
Rechtsextremisten vermutet, der 
irrt, wie die nachfolgende Auflistung 
bestätigt. 


Michael Winock ist Historiker und 
französischer Intellektueller, der 
u.a. für die französische Tageszei- 
tung »Le Monde« schrieb. 


Antoine Prost war Dozent an der 
Universität von Orleans und Pro- 
fessor an der Universität Paris. 


Pierre Vidal-Naquet war ein fran- 
zösischer Althistoriker und politi- 
scher Sozialhistoriker. 


Er lehrte zuletzt an der Ecole des 
Hautes Etudes en Sciences So- 
ciales. 


Jean-Pierre Vernant ist Historiker 
und Ehrendoktor der Universitäten 
von Chicago, Bristol, Neapel und 
Oxford. Er gehörte dem aktiven Wi- 
derstand gegen die deutsche Be- 
satzung an. 


Jean Leclant war 1953-1963 Do- 
zent und dann Professor an der 
Universität von Straßburg. 1963- 
1979 war er Ägyptologieprofessor 
an der Sorbonne. Er ist Ehrendok- 
tor der Universität Löwen und Bo- 
logna. 


Elisabeth Badinter ist Professo- 
rin an der angesehenen Elite- 
universität Ecole Polytechnique Pa- 
ris. 2004 erhielt sie die Ehren- 
doktorwüde der Universität Lüttich. 
Sie ist aktive Feministin und sitzt 
seit 1987 im Aufsichtsrat der inter- 
nationalen Kommunikationsfirma 
Publicis. 
1)Dokumente, Zeitschrift für den 
deutsch-französischen Dialog, 2/06 


2) www.herodote.net, 16.12.2006 


Für Ihre Bestellung: 


Telefon: 0208 - 84 01 32 
Telefax: 0208 - 84 87 057 
info@un-nachrichten.de 
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Österreich: 


Ring Freiheitlicher Studenten 
fordert die Abschaffung des 
Verbotsgesetzes 


»Der RFS fordert von der näch- 
sten Regierung: Abschaffung 
des Verbotsgesetzes! 


Kein Land der Welt hat ein solches 
Unrechtsgesetz wie wir in Öster- 
reich. Jedem demokratisch gesinn- 
ten Menschen muß ein solches Ge- 
setz absolut gegen den Strich ge- 
hen. Denk- und Redeverbote sind 
mit demokratischen Grundsätzen 
unvereinbar. [...] 


Die Realität heute zeigt uns, daß 
nur mehr der § 3 des Verbots- 
gesetzes als lebendiges Recht ti- 
tuliert werden kann. Exorbitant 
hohe Strafen für bloße Meinungen 
stehen noch heute auf der juristi- 
schen Tagesordnung. 


Wo bleibt die Verhältnismäßigkeit, 
wenn geäußerte Meinungen zu sel- 
ben Strafausmaßen führen wie bei 
Kinderschändern? Meinungen ver- 
letzen niemanden und können je- 
derzeit, wenn es sich um Irr- 
meinungen handelt, durch die 
Wahrheit widerlegt werden. Zeigen 
wir Mut zur Wahrheit und verstek- 
ken wir uns nicht hinter diktatori- 
schen Verboten. 


Der RFS tritt für absolute Mei- 
nungsfreiheit im privaten, aber vor 
allem auch im wissenschaftlichen 
Bereich ein. Es darf nicht sein, daß 
vorgefertigte Meinungskorsette 
über die objektive Aussagekraft 
wissenschaftlicher Quellen gestellt 
werden, in keinem Bereich der Wis- 
senschaft! Die Demokratie ist stark 
genug, sich auf jede Debatte ein- 
zulassen, sie hat es nicht nötig, 
Zensur zu üben. Das widerspricht 
ihrer selbst! Meinungsfreiheit gibt 
es erst dann, wenn man alles frei 
argumentieren kann, ohne Gefahr 
zu laufen, für eine Meinung bestraft 
zu werden. 


Die Gedanken müssen frei bleiben. 
Nur wer diesen Grundsatz zum 
obersten Credo erhebt, ist in unse- 
ren Augen ein echter Demokrat. 


Wir fordern die nächste Regie- 
rung eindrücklich auf: Schaffen 
sie das Verbotsgesetz endlich 
ab!« 


Quelle: www.rfs-graz.at, 9.01.2007 


Verbotsgesetz 


»Der Grazer Soziologe Christi- 
an Fleck betont in seinen Kom- 
mentaren in Standard und 
Presse, das Verbotsgesetz sei 
obsolet. Er tritt für die Abschaf- 
fung des im Jahre 1992 hinzu- 
gefügten $ 3h des Verbots- 
gesetzes ein. [...] Einerseits, so 
behauptet Fleck, würde es in 
Österreich keine reale Gefahr 
der Wiederbegründung der 
NSDAP und ihrer Vorfeld- 
organisationen geben. Daher 
sei das Verbotsgesetz totes 
Recht. Andererseits müsse es 
in einer Demokratie erlaubt 
sein, auch abzulehnende Mei- 
nungen [...] öffentlich kundzu- 
tun. Die Verurteilung David 
Irvings nach dem österreichi- 
schen Verbotsgesetz sei aus 
liberal-demokratischer Sicht 
nicht zuletzt deshalb als proble- 
matisch abzulehnen, weil es 
eine reine »Gesinnungsgesetz- 
gebung« sei. Mit dem Festhal- 
ten am Verbotsgesetz würden 
sich Demokratinnen in der Fra- 
ge der Meinungsfreiheit nicht 
wesentlich von Rechts- 
extremistInnen unterschei- 
den.« 


Quelle:www.minderheiten.at, 
9.1.2007 


MUT ZUR ERNEUERUNG 
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Liebe Leser der UN! 


Man hört nicht mehr auf zu le- 
sen, wenn man sich die Zeit 
nimmt, einen ganzen Jahrgang 
der UN einmal zusammenhän- 
gend durchzulesen. 


Kein Wort falsch, keine For- 
derung überholt, keine Ein- 
schätzung widerlegt und eine 
Fülle von Hintergrundwissen, 
das den irregeleiteten »Konsu- 
menten der Massenmedien« 
(so heißt das auf neudeutsch) 


fehlt. 


Warum das so ist, verriet einmal 
Mike Nichols, US-Starregisseur 
und Oscar-Preisträger: 


»Eine Handvoll Menschen 
kontrolliert die Medien der 
Welt. Derzeit sind es noch 6 
solcher Menschen, bald wer- 
den es nur noch 4 sein, und 
es wird dann alles erfassen: 
alle Zeitungen, alle Magazine, 
alle Filme, alles Fernsehen. 


Es gab einmal eine Zeit, da 
gab es verschiedene Meinun- 
gen und Haltungen in den Me- 
dien. Heute gibt es nur eine 
Meinung, die zu formen vier 
bis fünf Tage dauert, dann ist 
sie jedermanns Meinung.« 


Die Herrschaft der Medienkon- 
zerne gefährdet zunehmend die 
im Grundgesetz für die BRD ga- 
rantierte Freiheit von Berichter- 
stattung und Meinungsbildung. 
Mit der Verbreitung der UNAB- 
HÄNGIGEN NACHRICHTEN 
helfen Sie mit, dieses Monopol 
der Verdummung zu durchbre- 
chen! 


UN -~ Postfach 10 17 06 - 46017 Oberhausen - S107 


38 Jahre Unabhängige Nachrichten: 
38 Jahre Einsatz für die 


unzensierte Wissens- 
und Meinungsbildung!* 
politischen Strafrechts es zulassen 


UN nicht mehr im Verfassungsschuftzbericht: 


Ein Sieg für die Pressefreiheit! 


Das Bundesverfassungsgericht stoppte die Willkür des soge- 


nannten Verfassungsschutzes 


Jahrzehntelang wurde unse- 
re Monatszeitschrift UN in den 
Verfassungsschutzberichten als 
»rechtsextremistisch« und mit 
dieser Einstufung als »verfas- 
sungsfeindlich« angeprangert. 


Die Unabhängigen Nachrichten 
und auch andere Zeitungen wur- 
den damit absichtlich massiv in ih- 
rer Öffentlichkeitsarbeit behindert 
und mit Kontenkündigungen und 
anderen Folgen in ihrer Existenz 
bedroht. Welche Druckerei nimmt 
schon Aufträge von »Extremisten« 
an und welcher gesetzestreue Bür- 
ger abonniert eine Zeitung, die von 
einer staatlichen Behörde als »ver- 
fassungsfeindlich« eingestuft wird? 


Lange Jahre blieben juristische 
Schritte dagegen erfolglos. Diese 
ministerielle Einstufung wurde von 
der Justiz nicht als »Tatsachenbe- 
hauptung«, sondern als ein sub- 
jektives »Werturteil« beurteilt, das 
nach dem Grundrecht der freien 
Meinungsäußerung Vorrang vor 
dem Ehrenschutz der so Verleum- 
deten habe. 


Der Erste Senat des Bundesver- 
fassungsgerichtes hat dieser Will- 
kür des von den Innenministern zu 
politischen Zwecken mißbrauchten 
Verfassungsschutzes nunmehr ei- 
nen Riegel vorgeschoben. 

Mit seinem Urteil vom 24.5.2005 
(Az. 1 BvR 1072/01) hat das BVerG 
den Willkür-Freiraum der Behörden 
deutlich eingeschränkt. 


Die Einstufung von Zeitungen und 
Zeitschriften als »extremistisch« 
stelle einen Eingriff in die grundge- 
setzlich garantierte Pressefreiheit 
und eine »mittelbar belastende ne- 
gative Sanktion« dar, weshalb die 
Verhältnismäßigkeit abgewogen 
werden müsse: Es müßten tatsäch- 
liche »hinreichend gewichtige« An- 
haltspunkte für verfassungsfeind- 
liche Bestrebungen vorhanden 
sein, ein möglicher Verdacht reiche 
als Grundlage einer Grundrechts- 
beeinträchtigung angesichts der 
nachteiligen Folgen für die Heraus- 
geber und Verlage nicht aus. 


Da bei uns im Gegensatz zu den 
Regierenden, die bekanntlich 
oftmals an verfassungswidrigen 
Gesetzen basteln, trotz aller Mü- 
hen der Meinungszensoren und 
Schlapphüte keine »hinreichend 
gewichtigen Anhaltspunkte« für 
verfassungsfeindliche Bestrebun- 
gen zu finden sind, mußte die UN 
nach Jahrzehnten nun aus den 
jährlichen VS-Berichten gestrichen 
werden. 

Ein Sieg für die Pressefreiheit in 
der BRD - und Sie können die 
UN jetzt erst recht bedenkenlos 
weiterempfehlen! 


UN-Lesen schädigt das 
Unwissen, gefährdet den 
Weiterschlaf und fördert 


das Nachdenken! 
Bestell-Telefon: 0208-840132 
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Tröstliche Regierungs- 
worte zum neuen Jahr für 
alle Deutschen, die jeden 
TEURO dreimal umdrehen 
müssen: 


»Wir werden an die 
EU weniger abfüh- 
ren müssen als wir 
gedacht haben, aber 
mehr als in der Ver- 
gangenheit.« 


So Regierungssprecher Tho- 
mas Steg zu dem von Kanzle- 
rin Angela Merkel vermittelten 
EU-Finanzkompromiß. Danach 
muß die BRD künftig jährlich 
rund zwei Milliarden Euro mehr 
an Brüssel zahlen als derzeit. 


Frau Merkel hatte nach dem 
EU-Gipfel gesagt, sie gehe von 
einer »leichten Verbesserung« 
der deutschen Nettozahlungen 
aus. Nun sind es 2 Milliarden 
mehr. 


Genaue Angaben über die 
deutschen Gesamtzahlungen 
an die EU, die ja wesentlich 
höher sind, erfährt die Öffent- 
lichkeit sowieso nicht. 


Ab 2007 hat jedes EU-Mit- 
gliedsland jährlich 1,045 Pro- 
zent seiner Wirtschaftsleistung 
an die EU abzuführen. Nach 
dem neuesten Jahrbuch des 
Statistischen Bundesamtes 
betrug 2004 dieses »Bruttoin- 
landsprodukt« 2177 Milliarden 
Euro. Das ergibt bei 1,04 Pro- 
zent einen Beitrag von 22,75 
Milliarden Euro im Jahr, nach 
alter Rechnung rund 44 Milliar- 
den DM jährlich. 


Wahrheit + Klarheit » Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - März 2006 


MULTIKULTI war 
ein Programm gegen 
Gott und die Natur 


»Der göttliche Baumeister der 
Erde hat die Menschheit nicht 
geschaffen als ein allgemeines 
Ganzes. Er gab den Völkern 
verschiedene Blutströme; er 
gab ihnen als Heimat Länder 
verschiedener Natur.« 

Gustav Stresemann, deutscher Reichskanzler 


»Jedes Volk hat sein eigenes 
Wesen und seine eigene Ge- 
stalt. Jedes Volk steht in seiner 
eigenen Art und darf keinem 
Untertan sein. Jedes Volk hat 
seinen natürlichen Ort und sei- 
nen Anspruch, da zu leben. « 

Martin Buber, Philosoph jüd. Glaubens 


»Ich glaube, daß die Mensch- 
‚heitsentwicklung ihre vollkom- 
menste Form im Volk erreicht 
und dessen Auflösung den in 
der Volksliebe gebundenen 
persönlichen Egoismus wieder 
frei macht und auf seine nack- 
teste Form zurückschraubt.« 

Walter Flex, deutscher Dichter 


»Die Nationen bedeuten den 
Reichtum der Menschheit. 
Selbst die geringste Nation 
birgt eine eigene Facette des 
göttlichen Entwurfs in sich.« 

Alexander Solschenizyn, Nobelpreisträger 


Heute haben wir die Folgen 
der Mißachtung dieses Wis- 
sens, dieser Gesetze und 
Rechte durch die Politik der 
Umerziehung auszubaden - 
vom Verlust des Heimatgefühls 
im eigenen Land über Egois- 
mus und Zukunftsangst bis hin 
zur dadurch bedingten Gebur- 
tenarmut. 
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Unsere Spende an die EU: 


10,4 Milliarden Euro! 


Herzlich Willkommen 
im Zahljahr 


»Mehr Geld für Deutschland« 


Eine besondere Blüte der 
Volksverdummung leistete 
sich die »Welt am Sonntag« 
vom 18.12.2005. Im Aufma- 
cher auf Seite 1 jubelte sie: 


»Deutschland als größ- 
tem Nettozahler der Uni- 
on bringe der Kompromiß 
finanzielle Entlastung« 
wird Frau Merkel zitiert, 
die eine zusätzliche Förde- 
rung von »225 Millionen für 
Ostdeutschland« (gemeint 


ist Mitteldeutschland) und 
75 Millionen für bayerische 
Grenzregionen erreicht 
habe. 


AUS DEM INHALT: 


m Mehr Geld für Deutschland S. 4 
m Sonderdruck: 

Der Jahrgang 2005 in 

der Übersicht S.5-8 
m Milliarden-Grab 

Bundeswehr s.9 
m Gedanken fürs 

Neue Jahr s.10-1 
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Späte Erkenntnis eines Ministerpräsidenten: 


»Eine Multikulti- 
Gesellschaft funk- 
tioniert nirgendwo 
auf der Weli« 


NRW-Ministerpräsident Rüttgers muß wohl 
die Februar-Ausgabe der UN gelesen haben! 


»Eine Multikulti-Gesellschaft, 
eine Gesellschaft mit Paral- 
lelgesellschaften, funktioniert 
nirgendwo auf der Welt. 


Deshalb brauchen wir in 
Deutschland klare Spielre- 
geln, die alle Einwanderer ak- 
zeptieren müssen. Es ist nicht 
zu akzeptieren, wenn Men- 
schenrechte ignoriert werden, 
wenn Meinungsfreiheit oder 
Frauenrechte nicht beachtet 
werden. 


Wer das nicht will, muß un- 
ser Land verlassen.« 


aus einer Rede von Jürgen Rüttgers, 
It. WAZ vom 23.2.2006 


AUS DEM INHALT: 


m Fünf nach 12 


werden sie wach: s.3 
m Recht und Justiz 

‚Ausgabe 1/2006 S.58 
m Iran: Die Weltherrscher 

rüsten zum Erstschlag s.9 


m Grünes Licht für den 
nächsten Angriffskrieg? 5.10 


Wahrheit + Klarheit » Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - Februar 2006 


Nun warten wir 
auf Ihre Taten, 
Frau Merkel! 


»Es kann 
nicht sein, 
daß wir 
sagen 
Multikulti ist 
wunderbar, 
und zum 
Schluß sitzen 
lauter 
Schüler 

in den 
Schulklassen 
und können 
den Lehrer 
nicht 
verstehen.« 


Angela Merkel als Kanz- 
lerkandidatin der CDU/ 
CSU bei einer Wahlkampf- 
Kundgebung in Essen am 
6. Sept. 2005, zitiert nach 
Spiegel-Online. 


Wahrheit + Klarheit « Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - April 2006 


Da staunt der Laie, und 

der Michel wundert sich: 
Seit Jahrzehnten gaben und ge- 
ben wechselnde Bundeskanzler 
und Minister Millionenbeträge 
für Beraterverträge aus, um 
»externen Sachverstand« für 
alle möglichen Entscheidungen 
einzuholen, weil der eigene trotz 
aller Scharen höchstbezahlter 
Staatssekretäre und Spitzenbe- 
amten offenbar nicht ausreicht. 

Aber kaum sind sie abgewählt, 
werden sie selbst »Berater«. 

Helmut Kohl wurde nach sei- 
nem Abtritt von der USB enga- 
giert, den Profit der Schweizer 
Hochfinanz zu steigern. 

Der Obersoziale Gerhard 
Schröder stieg sogar in den 
Olymp des Bankwesens ein, er 
berät nach einer WAZ-Meldung 
vom 25.3.2006 nunmehr die In- 
vestment-Bank Rothschild, Teil 
eines Banken-Imperiums, das 
Miteigner der bekanntlich in Pri- 
vatbesitz stehenden us-amerika- 
nischen Zentralbank (FED) ist. 

Der Laie fragt sich, warum die 
Hochfinanz ausgerechnet diese 
Leute mit Posten belohnt, die in 
ihrer Amtszeit Volk und Staat in 
eine hoffnungslose Schulden- 
und Zinsfalle geführt haben. 

Sind diese Leute plötzlich zu 
Super-Finanz- und Wirtschafts- 
genies geworden oder haben 
sie sich in ihrer Amtszeit aus 
Sicht ihrer neuen Arbeitgeber 
diese Posten »verdient«? 

Wir wissen es nicht. Aber eines 
hört man an jeder Straßenek- 
ke: Das Vertrauen in Politiker, 
Parteien und Staat wird durch 
solche Beispiele zu Grabe ge- 
tragen. 


Postfach 
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Die Berliner Schulleiterin Jutta Steinkamp 
verfügte per Hausordnung das Ende des 
multikulturellen Sprachgewirrs: 


Fotos: Die Realschulleiterin Jutta Steinkamp und der Berliner 
Schulsenator Klaus Böger, der Zivilcourage zeigt: 


»Ich stehe voll hinter dem Verbot, eine andere 
Sprache als Deutsch zu sprechen.« 


Normale unter vielen Narren! 


Es rauschte im Blätterwald, und aus 
einer Selbstverständlichkeit wurde 
ein Politikum: 


Der »migrationspolitische Spre- 
cher« der Linkspartei, Giyasettin 
Sayan, sprach von einer »hilflo- 
sen Geste«, und sein Kollege Eren 
Ünsal erklärte, »das friedliche Zu- 
sammenleben von Menschen un- 
terschiedlicher Kulturen« werde 
dadurch nicht gefördert, sondern 
das Gegenteil. 

Aber über die Ursachen der heu- 
tigen Misere, daß keiner mehr den 
anderen versteht, herrscht das gro- 
Re Schweigen: 

Nur die verantwortungslos verfehl- 
te Ausländerpolitik der hauptschul- 
digen »großen Volksparteien« in 
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den vergangenen Jahrzehnten hat 
dazu geführt, daß wir heute soweit 
gesunken sind, daß darüber gestrit- 
ten wird, ob in Deutschland deutsch 
gesprochen wird! 


AUS DEM INHALT: 


= DOKUMENT: 
Die umstrittene 
Hausordnung s.3 


m SONDERDRUCK: 
Nicht nur Bäume 
brauchen Wurzeln S. 5-8 


m WAHLKAMPFGETÖSE: 
Rassismusvorwürfe 
gegen die SPD s.9 
m WOHLTATEN für alle Welt, 
doch zuhause fehlt das Geld S. 10 
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Das Volk verschuldet, 


seine Vertreter vergoldet: 


Totengräber 


des Staalsvertrauens 


»Der 250000 Euro-Mann« 


So lautet die Schlagzeile 
auf Seite 1 der »Westdeut- 
schen Allgemeinen« vom 
31.3.2006 zu diesem Foto: 
Ex-Kanzler Schröder erhält 
nach eigener Angabe für 
seinen Aufsichtsratsvorsitz 
bei der Ostsee-Pipeline eine 
jährliche Aufwandsentschä- 
digung von 250.000 Euro. 


UN-LESER WISSEN MEHR! 


AUS DEM INHALT: 


m Ein Sozialist wechselt 


die Seiten S.3-4 
u Politik bringt Posten und 
Pensionen 5.5 


wm Dokument zum Zeitgeschehen: 
Was die Parteien einsacken S. 6 
m Die Dresdner Woba 
ist verkauft S.7 


Æ 333 Millionen für Israel S.9 


Unabhängige Nachrichten : Postfach 10 17 06 - D-46017 Oberhausen 


42 Frauenmorde: 
Ist die Republik erschüttert? 
Offenbar nicht, denn kaumjemand 
hat von solchen barbarischen Ver- 
brechen mitten in Deutschland je 
etwas gelesen oder gehört. 

Der Mord an der 23-jährigen 
Hatun Sürükü, für den der Bruder 
Ayhan vor Ostern vom Berliner 
Landgericht nur zu neun Jahren 
und drei Monaten Haft verurteilt 
worden war, ist beileibe kein Ein- 
zeifall. 


Seltsamerweise gibt es keine 

bundesweiten Erhebungen über 
die Zahl der bisher begangenen 
»Ehrenmorde« unserer »Mitbür- 
ger mit Migrationshintergrund« 
(so der politisch korrekte Aus- 
druck). 

Die Frauenverbände »Papatya« 
und »Terre de femmes« haben 
aber alle diesbezüglichen Berich- 
te von 1996 bis 2005 ausgewer- 
tet. Danach wurden in diesem 
Zeitraum in der BRD 42 Frauen 
im Namen der »Ehre« umge- 
bracht. In rund 80 Prozent der 
Fälle wurde das Opfer vom Ehe- 
mann, vom Vater oder von einem 
Bruder getötet. 

Kein Aufschrei der Medien, keine 
Lichterketten der Gutmenschen. 

Welch ein Aufstand aber und 
welche Staatsgefährdung, wenn 
- wie am 16.4. in Potsdam - ein 
unter Alkohol stehender Mann 
nichtdeutscher Herkunft mutmaß- 
lich nach einem Disco-Streit bei 
einer Schlägerei absichtlich oder 
unglücklicherweise aus noch völ- 
lig unklaren Motiven schwer ver- 
letzt wird. 

Das erschüttert die offizielle Re- 
publik, und nur die wenigen wa- 
chen Bürger fragen sich, was sie 
von dieser Gesellschaft eigentlich 
halten sollen. 


Da hören allo Passanten 
zu in Leer: Dieser Junge 
spielte auf seinem Smo 
phon die deutsche Natio 
naihymne. vor ne 


(Ostfriesen-Zeitung, 26.6.2006) 


Für manche Lehrer sind 
solche Bilder ein Greuel! 


Scheinbar besteht der Vorstand 
dieser Gewerkschaft aus den 
letzten Ewiggestrigen der 68er- 
Möchtegern-Revoluzzern. Ihre 
zur Fußball-Weltmeisterschaft 
losgetretene Kampagne richtet 
sich auch nur vordergründig 
gegen das Deutschlandlied. Sie 
wollen mehr: Die Deutschen 
müßten sich verändern, wenn 
die Integration der Einwanderer 
gelingen solle, schreiben sie. 


ALSO: Nicht die (meist unge- 
betenen) Einwanderer sollen 
sich anpassen, sondern wir 
sollen unseren Nationalcharak- 
ter ablegen. 


Wohin solche »Erziehung« 
führt, lesen Sie auf den Sei- 
ten 2 und 3. 


Postfach 10 17 
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57 Jahre Bundesrepublik: 


Ein Staat ohne Fundament, 
ein Volk ohne Heimatgefühl, 
eine Jugend ohne Hoffnung, 
eine »Gesellschaft brutal. 


Eine traurige Bilanz! 
F 


»Sind manche Manager nicht brutaler? « 


Politik und Medien beklagen in 
diesen Wochen aufgrund aktuel- 
ler Vorfälle lauthals die steigende 
Brutalität in den Schulen und auf 
den Straßen. 


Doch alle zusammen stehen 
dieser Entwicklung höchst hilf- 
los gegenüber, denn sie können 
nicht eingestehen, daß diese 
Brutalität systembedingt ist, daß 
sie nur eine Folge der herrschen- 
den Gesellschafts(un)ordnung 


des Profits, des Eigennutzes und 
der Rücksichtslosigkeit den Ver- 
lierern gegenüber ist. 
Der Regisseur Detlev Buck, der |" Selbstmord in Raten S2 
über die jugendliche Gewaltsze- | ™ »Deutschland - 
ne in Berlin-Neukölln den Film Soroka Laii Er 
»Knallhart« drehte, hatte den |m Aufdem Stundenplan: 
Mut, das auszusprechen. »Was heißt eigentlich: 
Ka En ca Grundgesetz?« S.5-8 
»Es ‚ist die Perspektivlosigkeit, E sasan 
a ver H ang mi ist aufgewacht« ... S. 9-10 
as Recht des Stärkeren wire 
j z Kükürükü! S. 12 
ihnen doch in der Gesellschaft |= 
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vorgelebt, so daß man schon die 
Frage stellen darf, wer eigentlich 
brutaler ist, die Jugendlichen oder 
so mancher Banker oder Ma- 
nager, wo es oft gleichzeitig um 


‚Aktiengewinne in Millionenhöhe 


und um die Vernichtung von Tau- 
senden von Arbeitsplätzen geht. 
Das ist doch das große The- 
ma in unserer Gesellschaft, da 
wird Radikalität vorgelebt bis 
zum Exzeß.« 


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft: 


GEW - 


Die Miesmacher 
der Nation 


Die Deutschen feierten mit Flaggen und 
Hymne einen Aufbruch ins Normale 


Endlich einmal bekennen sich 
die Deutschen nach Jahrzehnten 
des Versteckens und der scham- 
geprägten Bußhaltung ganz un- 
verkrampft zur Nationalhymne 
und zu Deutschlands Farben, die 
noch Wochen nach der WM an 
Autos und an Fenstern flattern, 
da beschimpfen gewerkschaft- 
liche »Erzieher« das Lied der 
Deutschen! 


Für die DGB-Lehrergewerk- 
schaft GEW ist das Deutschland- 
lied ein »furchtbares Loblied 
auf die deutsche Nation«, das 
eine »Stimmung des Nationa- 
lismus« erzeuge. Schon vor Be- 
ginn der Fußball-WM warnte die 
GEW in einem Aufruf vor »natio- 
nalistischer Stimmungsmache«, 


was für einige Tageszeitungen 
Anlaß war, sogar vor einer »Stim- 
mung des Nationalsozialismus« 
zu warnen. 


Solange wir solche Lehrer 
haben, brauchen wir zum Un- 
tergang von Volk und Nation 
keine äußeren Feinde mehr! 


m Neue Lehrer 

braucht das Land S.2 
m Muster einer Dienst- 

aufsichtsbeschwerde 8.5-6 
m Bomben auf Beirut, 

Verwüstung des Gaza 8.7-9 
m Keine offene Kritik, 

nur Bitten an Israel 8.10 
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George W. Bush in Nöten: 


Lassen Sie sich 
nicht verführen, 


rau Merkel! 


erl 


»Ein kurzer Plausch am Rande der Gala des Amerikanisch-Jüdischen Komitees in Washing- 
ton: Präsident Robert Goodkind, US-Präsident George Bush und Kanzlerin Angela Merkel« 


(Foto und Text: Nürnberger Zeitung, 6.5.2006) 


Merkels Zusage: »Wir sind Israel verpflichtet« 


Bundeskanzlerin Angela Merkel 
beteuerte bei ihrem USA-Besuch 
Anfang Mai dem Amerikanisch-Jü- 
dischen Komitee in Washington die 
volle politische Unterstützung der 
Bundesrepublik in der Iran-Frage. 


Israel drängt die USA schon seit 
Monaten zu einem Angriff und hat 
gedroht, notfalls im Alleingang Zie- 
le im Iran zu bombardieren. 


Parallel laufen die amerikani- 
schen Planspiele für einen neuen 


Es gilt das 
Verursacher-Prinzip! 


Die Bundespolitik tut sich 
schwer, Soldaten nach Nahost 
zu entsenden. Es sei undenk- 
bar, daß ein Deutscher je sein 
Gewehr gegen einen israeli- 
schen Soldaten richten müßte, 
heißt es. 


Das aber wäre unausweich- 
lich, wenn Israel immer wieder 
den Waffenstillstand brechen 
und mit seinen z.T. kriegs- 
verbrecherischen und völker- 
rechtswidrigen Aktionen fort- 
fahren würde. 


Also will man sich auf See- 
streitkräfte und humanitäre 
Hilfe beschränken, die von 
israelischen Bomben auf das 
Tanklager des Beiruter Elek- 
trizitätswerkes verursachte Öl- 
pest vor der Küste des Libanon 
bekämpfen und das THW zur 
Sicherstellung der Wasserver- 
sorgung, zum Wegräumen der 
Trümmer und Instandsetzung 
der zerstörten Infrastruktur im 
Libanon einsetzen. 


Diesem Vorhaben kann 
wohl jeder zustimmen, nicht 
aber der Ankündigung von 
Frau Merkel, die zusätzli- 
chen Kosten würden »bei 
den Haushaltsberatungen 
2007 eine Rolle spielen.« 


Es gilt das Verursacher- 
Prinzip! 

Unser Vorschlag: Humanitä- 
re und Wiederaufbauhilfe im 
Libanon und in Palästina ja, 
dafür aber sofortiger Stopp al- 
ler Zahlungen an Israel! 


Krieg, um den Aufstieg Irans zu ei- 
ner Atommacht zu verhindern. 


Doch jetzt kommt die »einzige 
Supermacht« in Nöte: Der neue 
russisch-chinesische Machtblock 
»SCOx« plant, den Iran als Vollmit- 
glied aufzunehmen und damit vor |@ Hintergründiges zur 
Aggressionen zu schützen. Frau Politk dor USA wien 


Jugendgewalt explodiert S.2 


Politisch korrekte 
Pressearbeit 5.3 


Merkel sollte sich hüten, die BRD | »Google« & Co.: Der 


in diese Machtkämpfe hineinzuzie- 


große Bruder wacht S.9-10 


hen! m Mikrozensus und der 
. - Deutschen Totenschein S. 11 

(Näheres dazu siehe Seiten 5-8) 
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Gieriger Staat: 
Wie die Koalition 
den Bürger schröpft* 


*) Schlagzeile und Titelbild der »Welt am Sonntag« vom 14.5.2006 


Die Regierung greift nicht nur immer mehr in die Taschen der 
Bundesbürger, sie schüttelt den letzten Cent aus ihnen heraus! 


Im Windschatten der Fußball- 
Weltmeisterschaft, als keiner 
sich für Politik interessierte, hat 
die Große Koalition die größte u Zahlmeister, 

Steuererhöhung in der Geschich- bis der Bankrott kommt? S.2 
te der Bundesrepublik beschlos- 


m Der Staat auf Beutezug S.3 
Sen: m Die Zerstörung 
Die Steuerzahler werden allein des Libanon S. 5-7 


im nächsten Jahr mit rund 30 Mil- m Zur historischen Verpflich- 

liarden Euro zusätzlich belastet, tung der Deutschen s.8 
aber die BRD spielt ihre Zahlmei- m Grass und die Waffen-SS 3.9 
sterrolle unbeirrt weiter. 
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Wahrheit » Klarheit « Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - September 2006 


Müntefering spielt die 
beleidigte Leberwurst: 


»Ich bin es leid, daß 
mir alle naselang vor- 
gehalten wird: 
Du warst doch gegen 
die Mehrwertsteuerer- 
höhung.« 

(Welt am Sonntag, 17.9.2006) 


Ist es angesichts solcher Po- 
litiker ein Wunder, daß in 
Berlin und Mecklenburg-Vor- 
pommern rund 40 Prozent der 
Wähler überhaupt nicht mehr 
zur Wahl gingen und die NPD 
trotz überschäumender Me- 
dienhetze in Mecklenburg-Vor- 
pommern wegen der Unglaub- 
würdigkeit der Altparteien 7,3 
Prozent der abgegebenen 
Stimmen erhielt? 

Die sechs NPD-Abgeordne- 
ten im Schweriner Landtag 
werden es nicht leicht haben: 
»Rechtsradikale Verbrecher 
gehören nicht in den Landtag, 
sondern vor Gericht«, geiferte 
der SPD-Generalsekretär Hu- 
bertus Heil am Wahlabend in 
die Fernsehkameras. 

Statt sich aber über die an- 
gebliche Dummheit der Wäh- 
ler enttäuscht zu fühlen und 
sich über »Verbrecher« und 
»Rattenfänger« zu empören 
(als ob 59.674 NPD-Wähler 
Ratten sind, weil sie nicht wie 
gewünscht abgestimmt ha- 
ben!), sollten sich die früheren 
»großen Volksparteien« end- 
lich einmal fragen, warum sie 
aus Sicht des Volkes kein Ver- 
trauen mehr verdienen. 
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Es gibt nur einen einzigen Grund, 
überhaupt noch zur nächsten Wahl zu gehen: 


Wählertäuschung 
ist nicht strafbar, 
da hilft nur Abwahl! 


»Jetzt gilt der Koalitionsvertrag«. Vizekanzler Müntefering 


»Wir werden gemessen an den Versprechen aus den Wahl- 
kämpfen. Das ist unfair. Dazwischen hat es ein Ereignis ge- 
geben, die Bundestagswahl.« 

So Vizekanzler Müntefering auf plätze zu schaffen. Jetzt drohen sie 
einer Pressekonferenz mit Angela kräftig erhöht zu werden. 


Merkel am 29.8.2006: Warum soll man also noch Par- 


Damit müßte nun langsam auch teien wählen, die nach der Wahl 
dem Gutgläubigsten das Licht auf- das Gegenteil von dem tun, was 
gehen, daß alle Wahlkampfver- sie vor der Wahl versprechen? 


sprechen dieser Parteien nach je- 
AUS DEM INHALT: 


der Wahl Hohn und Spott sind. 


»Nein zur Merkelsteuer« plaka- 


tierte die SPD vor der Wahl, und nun 
wird sie in trauter Einigkeit nicht um 
zwei (wie die CDU es wollte), son- 
dern um drei Prozentpunkte erhöht, 
was in Wahrheit eine Steuererhö- 
hung um 18,75 Prozent bedeutet. 


u Steuerreform: 
Immer auf die Kleinen S.3 


Œ Eurotopia wird immer teurer S.4 


m Wie steht es um unsere 
Volksvertretung? S.5-8 


Wahrheit + Klarheit « Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - November 2006 


m Deutsche Jahrhundertkrise 


Die CDU versprach eine Senkung Seren eh 


der Kassenbeiträge, um Arbeits- 


11/2001 
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Urteil gegen drei junge Deutsche jetzt rechtskräftig: 


Polnische Justiz 
bestraft Erinnerung 
an die Vertreibung! 


»Wir wollen auch 
innig danken 
unseren christlichen 
Soldaten, jenen, die 
in gutem Glauben, 
das Rechte zu tun, 
ihr Leben eingesetzt 
haben für Volk und 
Vaterland und auch 
im Kriegsgetümmel 
Herz und Hand rein 
bewahrt haben von 
Haß, Plünderung 
und ungerechter 
Gewalttat. 


Gott der Herr, der 
Herzen und Nieren 
durchforscht, 
richtet nicht nach 
dem äußeren 
Erfolg, sondern 
nach der inneren 
Gesinnung und 
Gewissenhaftigkeit 
und wird das Gute 
belohnen, das 
Böse strafen nach 
Verdienst.« 


Graf von Galen 
Bischof von Münster 
5. Juni 1945 


Urazili Polaków? 


Ende Juli 2004 wurden im niederschlesischen Bunzlau drei junge 
Deutsche in Haft genommen, weil sie mit einer Plakataktion Po- 
len und die Tschechei in der EU »begrüßt« hatten. Diese Plakate 
sollten an Verbrechen erinnern, die bis heute ungesühnt sind. 


Wahrheit Klarheit» Offenheit 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 + 38. Jahrgang + Oktober 2006 
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Armut und Not 
in Deutschland 


Es reicht! 


Obdachloser in der Hamburger Innenstadt 


Dem Staat fehlen weitere 7 Billionen Euro - Bald 12 
Billionen Euro Staatsverschuldung - Fast 10 Mil- 
lionen Arbeitslose - Armut ist größer als angenom- 
men - 2,5 Millionen Kinder in Deutschland leben 
in Armut - Pleitewelle rollt weiter - Verbraucher- 
preise steigen - Reformmurks bis zum Bankrott 


Wir haben es satt! 


Wahrheit + Klarheit « Offenheit 


UN 


UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 
3618 - 38. Jahrgang - Dezember 2006 


Für die polnischen Behörden al- 
lerdings stellte der Aufruf »Mord 
verjährt nicht« einen »Aufruf zum 
Rassenhaß« dar. Am 7.4.06 erging 
in Hirschberg das Urteil: zehn bzw. 
acht Monate Haft auf drei Jahre zur 
Bewährung! Am 30.8.06 folgte das 
Urteil der Berufungsverhandlung 
in Breslau. Es bestätigte lediglich 
die Hirschberger Entscheidung, 
eine inhaltliche Auseinanderset- 
zung mit den Plakatinhalten wurde 
auch hier nicht vorgenommen. 


Der Verteidiger der drei jungen 
Deutschen hat direkt nach der Ur- 
teilsverkündung angekündigt, mit 
diesem Fall vor den europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof in 
Straßburg zu ziehen. 

Der Deutsche Rechtsschutzkreis 
DRsK e.V., dem auch viele UN-Le- 
ser angehören, hat diese mutigen 
jungen Deutschen bisher mit einer 
Prozeßkostenhilfe von 3.000 Euro un- 
terstützt und wird das auch weiterhin 
tun, falls erforderlich. Spendenkonto: 
DRsK e.V., Postbank Dortmund, BLZ 
440 100 46, Konto 55 212 465. 


Polen & Tschechen 


ich willkommen in der EU! 
Ummerı ass nat derein Sesti. tean Mord verjährt nicht 


AUS DEM INHALT: 


m Zum Volkstrauertag s.2 
m Ungarn: Die Vertreibung 

war ein Verbrechen S.34 
m Polen: Von 


Versöhnung keine Spur S. 9-10 


»Friede auf Erden 
und den Menschen 
ein Wohlgefallen« 


Wenn man diesen frommen 
Wunsch mit der Wirklichkeit 
auf Erden und dem neuesten, 
nun sogar das Weltall umfas- 
senden Alleinherrschaftsan- 
spruch des US-Präsidenten 
vergleicht, könnte man re- 
signieren. 


Die US-Regierung betrachtet 
den Weltraum künftig offiziell 
als Teil ihres Einflußbereiches. 
George W. Bush unterzeich- 
nete Anfang Oktober 2006 ein 
Regierungsdokument, in dem 
die USA Anspruch auf un- 
eingeschränkten Handlungs- 
spielraum im All erheben. 


Die USA würden sich allen 
Abkommen und Regelungen 
widersetzen, die den Zugang 
der USA zum Weltall oder die 
Nutzung des Weltalls verhin- 
dern oder einschränken könn- 
ten, heißt es in der sogenann- 
ten »Space-Doktrin«. 


Zugleich beanspruchen die 
USA das Recht, »Feinden« 
eine derartige Handlungsfrei- 
heit im All zu verwehren. Be- 
gründet wird das mit der gro- 
Ren strategischen Bedeutung 
des Weltraums für die natio- 
nale Sicherheit der USA. 

Bisher sind alle Weltreiche 
der Geschichte, die das Maß 
verloren hatten, gescheitert. 
Es mehren sich die Anzei- 
chen, daß die USA diesen 


Punkt erreicht haben. 


Postfach 


17 06 - 46017 Oberhausen 12/2006 


Bush erklärt sich zum Herrscher des Universums: 


Der liebe Gott ist 
abgesetzt, das All 
gehört den Amis! 


Der Nachthimmel 


im Wunschbild des George W. Bush 


Die Weltherrschaft hat schon 
mancher Gewaltherrscher 
angestrebt, aber als Allein- 
herrscher des Universums 
ist noch keiner aufgetreten. 
Man erinnert sich an die von 
einem römischen Despoten 
überlieferte Anmaßung: »Ich, 
Caligula, Kaiser und Gott«, 
wenn man die kürzlich ver- 
öffentlichte »Space-Doktrin« 
der USA liest. 


Die Gewaltakte des selbster- 
nannten Gottkaisers Caligula 
führten im Jahr 39 zu einer Se- 
natsverschwörung und im Jahr 
41 zur Ermordung durch seine 
Leibwächter. 


»Hochmut kommt vor dem 
Fall« sagt ein altes deutsches 


Sprichwort. Bushs Niederla- 
ge bei den Kongreßwahlen im 
November stärkt die Hoffnung, 
daß sich die Episode des US- 
Größenwahns dem Ende zu- 
neigt, auch wenn wir ihm nicht 
das Schicksal des Caligula 
wünschen: Wir möchten ihn ei- 
nes Tages vor einem internatio- 
nalen Kriegsverbrechergericht 
sehen. 


AUS DEM INHAL 


m Hoffnung auf eine 
Zeitenwende s.2 


m Wider allem Völkerrecht S. 3-4 
m »Das US-Imperium hat 
‚Angst vor der Wahrheit« S.5-8 
m Wozu die Bundeswehr 
mißbraucht wird S. 9-10 


Die Jahrgangsmappe 2006 der UN in einem Klemmbinder können Sie gegen einen 
Kostenbeitrag von 25 € anfordern beim UN-Archiv, Postfach 400215, 44736 Bochum. 
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Die gute Nachricht zum neuen Jahr 2007: 


Die Forderung nach Abschaffung des 
§ 130 StGB ist erlaubt 


Im Jahre 2006 haben verschiede- 
ne politisch »unkorrekte« Deut- 
sche die Forderung erhoben, die 
Strafvorschrift des § 130 StGB 
(Volksverhetzung) abzuschaffen, 
und es wurden verschiedene Ver- 
sammlungen zum Thema »Gegen 
staatliche Repression — weg mit 
dem § 130 StGB!« und ähnlichen 
Forderungen angemeldet. Der 
Wortlaut dieser Vorschrift lautet 
folgendermaßen: 


Der Gesetzestext: 
$ 130 Volksverhetzung 


(1) Wer in einer Weise, die geeig- 
net ist, den Öffentlichen Frieden 
zu stören 


1. zum Haß gegen Teile der Be- 
völkerung aufstachelt oder zu 
Gewalt- oder Willkürmaßnah- 
men gegen sie auffordert oder 


2. die Menschenwürde anderer 
dadurch angreift, daß er Teile 
der Bevölkerung beschimpft, 
böswillig verächtlich macht 
oder verleumdet, 


wird mit Freiheitsstrafe von drei 
Monaten bis zu fünf Jahren be- 
straft. 


(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer 


1. Schriften ($ 11 Abs. 3), die zum 
Haß gegen Teile der Bevölke- 
rung oder gegen eine nationa- 
le, rassische, religiöse oder 
durch ihr Volkstum bestimmte 
Gruppe aufstacheln, zu Ge- 
walt- oder Willkürmaßnahmen 
gegen sie auffordern oder die 
Menschenwürde anderer da- 
durch angreifen, daß Teile der 
Bevölkerung oder eine vorbe- 
zeichnete Gruppe beschimpft, 
böswillig verächtlich gemacht 
oder verleumdet werden, 


a) verbreitet, 


b) öffentlich ausstellt, an- 
schlägt, vorführt oder sonst zu- 
gänglich macht, 


c) einer Person unter acht- 
zehn Jahren anbietet, überläßt 
oder zugänglich macht oder 


d) herstellt, bezieht, liefert, 
vorrätig hält, anbietet, ankün- 
digt, anpreist, einzuführen 
oder auszuführen unternimmt, 
um sie oder aus ihnen gewon- 
nene Stücke im Sinne der 
Buchstaben a bis c zu verwen- 
den oder einem anderen eine 
solche Verwendung zu ermög- 
lichen, oder 


2. eine Darbietung des in Num- 
mer 1 bezeichneten Inhalts 
durch Rundfunk, Medien- oder 
Teledienste verbreitet. 


(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer eine unter der Herr- 
schaft des Nationalsozialismus 
begangene Handlung der in $ 6 
Abs. 1 des Völker- 
strafgesetzbuches bezeichneten 
Art in einer Weise, die geeignet 
ist, den öffentlichen Frieden zu 
stören, öffentlich oder in einer 
Versammlung billigt, leugnet oder 
verharmlost. 


(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe wird 
bestraft, wer Öffentlich oder in ei- 
ner Versammlung den öffentli- 
chen Frieden in einer die Würde 
der Opfer verletzenden Weise da- 
durch stört, daß er die national- 
sozialistische Gewalt- und Will- 
kürherrschaft billigt, verherrlicht 
oder rechtfertigt. 


(5) Absatz 2 gilt auch für Schrif- 
ten ($ 11 Abs. 3) des in den Ab- 
sätzen 3 und 4 bezeichneten In- 
halts. 
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(6) In den Fällen des Absatzes 2, 
auch in Verbindung mit Absatz 5, 
und in den Fällen der Absätze 3 
und 4 gilt $ 86 Abs. 3 entspre- 
chend. 


Versammlungsverbote 


Die zuständigen Behörden ver- 
hängten dagegen Versammlungs- 
verbote mit der Begründung, die- 
ses Motto verstoße selbst gegen 
8 130 StGB, insbesondere gegen 
die seit dem 01.04.2005 gelten- 
de Vorschrift und verletze die 
Würde der Opfer der nationalso- 
zialistischen Gewalt- und Willkür- 
herrschaft. Bezeichnenderweise 
bestätigten auch verschiedene 
Verwaltungsgerichte diese Verbo- 
te, nämlich das Verwaltungsge- 
richt Lüneburg durch Beschluß 
vom 20.01.1006, Az. 3B 3/06 und 
das Verwaltungsgericht Gelsen- 
kirchen durch Beschluß vom 
26.01.2006, Az. 14 L 101/06, und 
diese Beschlüsse wurden von den 
jeweils übergeordneten Oberver- 
waltungsgerichten bestätigt, näm- 
lich durch das Niedersächsische 
Oberverwaltungsgericht mit sei- 
nem Beschluß vom 24.01.2006, 
Az. 11 ME 20/06 und durch das 
Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen mit 
seinem Beschluß vom 
27.01.2006, Az. 5 B 138/06. 


Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts 


Nur das Verwaltungsgericht Stutt- 
gart entschied durch seinen Be- 
schluß vom 26.01.2006, Az. 5 K 
632/06, daß die Forderung nach 
Abschaffung des $ 130 StGB mit 
dem Grundrecht auf Meinungs- 
und Versammlunggsfreiheit verein- 
bar ist. Auch das Bundesverfas- 
sungsgericht hob die Beschlüsse 
aus Niedersachsen und Nord- 


RECHT UND JUSTIZ 
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»Das BVerfG hat 
bislang noch keine 
Gelegenheit 
genommen, 

§ 130 III StGB 
verfassungsrechtlich 
zu prüfen: 
bemerkenswert 
angesichts der 
inzwischen 
erhobenen und sich 
aufdrängenden 
Bedenken.« 


Günter Bertram, ehemaliger Vor- 
sitzender Richter am Landgericht 
Hamburg, in der MHR 2/05, 24. 


Quelle: www.richterverein.de/ 
mhr/mhr052/m05213.htm 


rhein-Westfalen auf und ent- 
schied durch seine Beschlüsse 
vom 26.01.2006, Az. 1 BvQ 3/06 
und vom 27.01.2006, Az. 1 BvQ 
4/06, daß diese Forderung nicht 
strafbar ist und daß auch bei Ab- 
haltung einer solchen Versamm- 
lung in zeitlicher Nähe zum 27. 
Januar bzw. 30. Januar keine 
Provokationswirkung vorliegt, so 
daß weder ein Verstoß gegen die 
öffentliche Sicherheit noch eine 
solche gegen die öffentliche Ord- 
nung vorliegt. Da das OVG für das 
Land Nordrhein-Westfalen wieder 
einmal - wie schon seit Jahren - 
gegen das ihm übergeordnete 
Bundesverfassungsgericht ent- 
schieden hatte (sein Beschluß er- 
ging einen Tag nach dem ersten 
der beiden erfreulichen Beschlüs- 
se des Bundesverfassungsge- 
richtes), fand das Bundesverfas- 
sungsgericht in seinem zweiten 
Beschluß harsche Worte der Kri- 
tik an dem OVG. 


Während des Prozesses gegen 
den Revisionisten Ernst Zündel, 
der angeklagt ist, sich wegen des 
Leugnens eines unter der Herr- 
schaft des Nationalsozialismus 
begangenen Völkermordes ge- 
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mäß § 130 StGB strafbar gemacht 
zu haben, wurde erneut eine Ver- 
sammlung angemeldet mit der 
Forderung, Meinungsfreiheit zu 
»schaffen« und Zündel und ande- 
ren inhaftierten Revisionisten 
»Freiheit« zu gewähren. In die- 
sem Falle hob das Bundesverfas- 
sungsgericht das ergangene 
Versammlungsverbot jedoch 
nicht auf (Bundesverfassungsge- 
richt, Beschluß vom 06.04.2006, 
Az. 10/06). Zur Begründung hieß 
es, daß wegen des Mottos der 
Versammlung und der darauf be- 
zogenen Reden die Gefahr beste- 
he, daß auf der Versammlung 
volksverhetzende Äußerungen 
fallen würden. Im übrigen verwies 
das Bundesverfassungsgericht 
die Beteiligten darauf, diese 
Rechtsfrage in einem Hauptsa- 
cheverfahren zu klären. 


Verhaltensratschläge 


Wir bitten daher um folgendes: 


-  Unterlassen Sie es zur Zeit si- 
cherheitshalber, im Zusam- 
menhang mit den sogenann- 
ten »Revisionisten« deren 
Freiheit und die Abschaffung 
des § 130 StGB zu fordern. 


- Die Forderung nach Abschaf- 
fung des $ 130 StGB ohne Be- 
zug zu den Revisionisten 
können Sie dagegen erheben. 


- Lassen Sie derartige Äußerun- 
gen oder Schriften vor ihrer 
Veröffentlichung rechtlich 
überprüfen, es kommt hier auf 
jedes Wort an. 


- Fordern Sie aus unserem Ar- 
chiv die oben genannten Ent- 
scheidungen an. 


- Wenn es zu einem Strafver- 
fahren oder einer Beschlag- 
nahme des Flugblattes 
kommt, legen Sie Rechtsmit- 
tel bis zur letzten Instanz ein. 


- Senden Sie uns Entscheidun- 
gen für unser Archiv, die sich 
mit ähnlichen Vorgängen be- 
fassen. Es ist nur so gut und 
so aktuell, wie es von Ihnen 
die entsprechenden Nach- 
richten erhält! 


RECHT UND JUSTIZ 


Verordnete 


Meinung 


»[...] unser § 130 Ill, 
IV StGB (Volks- 
verhetzung) ist vom 
Standpunkt der Mei- 
nungsfreiheit aus 
nicht weniger 


fragwürdig. In fast 
ganz Europa, so 
scheint es, wird 


neuerdings 
Geschichtsdeutung 
nicht mehr von 


Historikern betrieben, 
sondern von Staats 
wegen unter Drohun- 
gen verordnet. 


Hetze zu bestrafen, 
ist im Prinzip legitim, 
oft auch geboten. 
Meinungen aber 


müssen sich im 


Härtetest öffentlicher 
Diskussion durchset- 
zen oder in ihm - und 
nicht vor dem Kadi! - 
scheitern. Es wird 
wohl Zeit, daß die 
Politik hierzulande 
den genannten 


Paragraphen unseres 
Strafrechts unter ihre 
kritische Lupe legt; 
[...]« 

Günter Bertram, ehemaliger Vor- 


sitzender Richter am Landgericht 
Hamburg. 


Quelle: Junge Freiheit, 24.02.2006 
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Gegen die Globalisierung: Immer 
mehr Völker fordern Unabhängigkeit 


Schottland. Fast 300 Jahre nach 
der Vereinigung Schottlands und 
Englands zum Königreich Großbri- 
tannien sind immer mehr Menschen 
in beiden Landesteilen für eine 
Trennung. Mehr als die Hälfte der 
Wähler sowohl in Schottland als 
auch in England befürworten inzwi- 
schen nach einer am Sonntag ver- 
öffentlichten repräsentativen Um- 
frage die Auflösung der Union. 


Nachdem sich Debatten um die 
Unabhängigkeit Schottlands in den 
letzten Monaten weiter zugespitzt 
hatten, sind der Umfrage des re- 
nommiierten Instituts ICM zufolge 
jetzt 59 Prozent der wahlberechtig- 
ten Engländer dafür, einen solchen 
Austritt aus dem Königreich zu er- 
lauben. In Schottland sprachen sich 
52 Prozent der Befragten für die 
staatliche Unabhängigkeit aus. Die 
Schottische Nationalpartei (SNP), 


L rebe Leser 


die bei den Regionalwahlen im Mai 
kommenden Jahres auf einen Sieg 
hofft, begrüßte das Umfrage- 
ergebnis als Bestätigung ihres Kur- 
ses zur Schaffung eines unabhän- 
gigen schottischen Staates. 


Flandern. Die flämische Partei 
Vlaams Belang (VB) hat bei den 
Kommunalwahlen in Belgien das 
beste Ergebnis in ihrer Geschichte 
erzielt. Die Partei legte in der nie- 
derländisch dominierten Region 
Flandern um 7,6 Prozentpunkte zu 
und kam auf einen Stimmenanteil 
von 20,8 Prozent. In sieben Kom- 
munen ist die Partei stärkste Kraft. 


Die wirtschaftlich erfolgreicheren 
Flamen fordern mehr Unabhängig- 
keit. 


Irland. Erstmals besteht auch die 
Chance, den Konflikt in Nordirland 
über ein bilaterales Abkommen zwi- 


gAaHZ privat: 


Erschreckliche Erkenntnisse für alle Umerzieher, die uns seit 
Jahrzehnten die Bindung an Volk und Nation austreiben wollen 


Die von den Zwangsabgaben aller Steuerzahler finanzierte SPD-nahe 
»Friedrich-Ebert-Stiftung« schlug kurz vor dem Jahresende 2006 mit 
einer Umfrage-Studie »Vom Rand zur Mitte« Alarm: Ein 
beunruhigender Teil der Deutschen habe »rechtsextreme Einstellungen«. 


26,1 Prozent, also mehr als ein Viertel der Deutschen, würden sich 
immer noch (oder endlich wieder) eine Partei wünschen, die die 
»Volksgemeinschaft« verkörpert. 


»Endlich wieder Mut zu einem starken Nationalgefühl« fordern sogar 
39,5 Prozent der Befragten, und ein »energisches Durchsetzen 
deutscher Interessen gegenüber dem Ausland« befürworten 30,8 
Prozent. 


Das ist ja wahrlich alles fürchterlich rechtsextrem! 


Einen kleinen Beitrag zu dieser Gesundung hat sicherlich auch die UN 
geleistet. Leider müssen wir meist nur Negatives anprangern. Zum 
Jahresbeginn haben wir deshalb in dieser Ausgabe bewußt die Hoffnung 
gebenden Entwicklungen zusammengetragen — nicht um uns und unsere 
Leser in den Ruhestand zu entlassen, sondern um Mut und Kraft für 
die unermüdliche Weiterarbeit zu stärken. 


Ihre UN- Mitarbeiter 


schen Großbritannien und Irland 
mit der Anerkennung des pluri-na- 
tionalen Charakters der nordiri- 
schen Bevölkerung und der Ge- 
währung einer weitreichenden 
Selbstverwaltung zu lösen. 


Südtirol. Die autonome Provinz 
Bozen in Südtirol gilt als Labor und 
Vorbild für einen gesamteuropäi- 
schen Minderheitenschutz: 


Regionalisierung, Dezentralisie- 
rung, Autonomie, Gruppenschutz 
und Quotenregelung. Das sind die 
Bestandteile eines Pakets, die Süd- 
tirol eine weitreichende Selbstver- 
waltung garantiert. 


Quellen: 

Gesellschaft für bedrohte Völker: 
www. gfb.it, 20.12.2006 
www.n-tv.de, 26.11.2006 

Wiener Zeitung: www.wzonline.at, 
10.10.2006 
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Aktuelle Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 
November 2005: 


November 2006: 


39.338.000? 
39.764.000? 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
Dezember 2005: 4.604.000? 
Dezember 2006: 4.007.000? 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 
Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
November 2006: 1.578.814) 
Dezember 2006: 1.551.154") 


Arbeitssuchende: 
November 2006: 
Dezember 2006: 


Offene Stellen: 
Dezember 2005: 
Dezember 2006: 


5.567.202) 
5.558.713) 


394.3002 
591.700? 


Staatsverschuldung: 
1.546.106.356.456 Euro? 


Schuldenzuwachs/Sekunde: 
2.113 Euro? 


Schulden pro Kopf: 

05.12.2006: 18.656 Euro?) 

12.01.2007: 18.740 Euro? 
1) Bundesagentur für Arbeit, 12.01.2007 


2) www.destatis.de, 12.01.2007 
3) wwu.steuerzahler.de, 12.1.2007 
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Japans Parlament beschließt 


Patriotismus-Gesetz für Schulen 


Bevor das japanische Parlament im 
Dezember 2006 in die Parlaments- 
ferien ging, hatte die neue Regie- 
rung von Ministerpräsident Shinzo 
Abe ihre beiden ersten wichtigen 
Gesetzesinitiativen verabschiedet. 
Ein neues Erziehungsgesetz sieht 
vor, daß staatliche Schulen den 
Kindern wieder die »Liebe zum ei- 


á 


Ministerpräsident Shinzo Abe 


genen Land« vermitteln. Es revi- 
diert das sogenannte Erziehungs- 
grundgesetz von 1947, das unter 
dem Einfluß der US-Besatzung er- 
lassen worden war. 


Japan müsse den moralischen Nie- 
dergang umkehren und seine 
Schüler besser motivieren, damit 
eine »Nation mit Würde« entstehen 
könne. 


Die Liberaldemokraten und ihr Ko- 
alitionspartner rühren damit an ei- 
nem jahrzehntelangen Tabu; die 
Opposition boykottierte die Abstim- 
mung. 

Das Gesetz soll auch die Rolle der 
Eltern stärken und die Zusammen- 
arbeit zwischen Familien und Schu- 
len verbessern. 


Doch die jüngsten Gesetzesinitiati- 
ven sind nur erste Schritte. Langfri- 
stig strebt der neue Ministerpräsident 
eine grundlegende Änderung der 
während der US-Besatzungszeit ver- 
abschiedeten Verfassung an. 


Quellen: 


mz-web.de, 20.12.2006 


http://de.news.yahoo.com, vom 
16.12.2006, 12:06 Uhr 
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